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Vorwort

 

Historiker*innen setzen nicht nur durch ihre Lehre und ihre wissenschaft-
lichen Schriften Akzente, sondern finden immer wieder auch  öf fentlich 
Gehör. Mal greifen Redaktionen ihre Thesen und Erkenntnisse auf, mal 
erreichen historiographische Publikationen eine breite Leserschaft jen-
seits des Fachpublikums. Oft engagieren sich Historiker*innen aus ihrer 
Forschung heraus. Besonders Beiträge in überregionalen Zeitungen gelten 
als ihr bevorzugtes Medium, ebenso Interviews und Podiumsdiskussio-
nen, zunehmend auch Posts in Sozialen Medien. Im Zentrum stehen zu-
meist Fragen der Erinnerungskultur, insbesondere zum Umgang mit dem 
Nationalsozialismus und der Shoah, mit der Geschichte der DDR sowie 
inzwischen immer stärker mit dem kolonialen Erbe. Zudem ist ihre Ex-
pertise gefragt, wenn es um eine Historisierung und Kontextualisierung 
geht, um die Analyse der Genese gegenwärtiger Probleme und um eine 
vergleichende Einordnung. Hier finden ihre öffentlichen Interven tionen 
Aufmerksamkeit. Wenngleich die Geschichtswissen schaft für die Ver gan-
genheit zuständig ist, kann sie die Urteilskraft für die Bewertung von 
Gegenwart und Zukunft schärfen. Gerade ihre Distanz zur Gegenwart er-
möglicht ihr eine Einordnung zeitgenössischer Phänomene jenseits tages-
politischer Kurzsichtigkeit.

Dieser Band spürt dem öffentlichen Wirken von Historiker*innen im 
weitesten Sinne nach. Einige der folgenden Essays widmen sich einem 
Ereignis, einem Themenfeld oder einem Ort, an dem Geschichte öffent-
lich verhandelt wurde, und fragen nach der Rolle, die Historiker*innen 
dabei spielten. Andere Essays gehen von konkreten Personen aus, die auf-
grund ihrer historischen Expertise öffentlich Position bezogen. Im Mit-
telpunkt stehen Wissenschaftler*innen und die Resonanzräume, in denen 
sie wirkten. Dass Historiker*innen öffentlich wirkten, wird dabei nicht 
vorausgesetzt. Stattdessen fragen die Autor*innen, inwieweit und unter 
welchen Bedingungen dies der Fall war. Viele Beiträge unter streichen zu-
gleich die Grenzen öffentlichen Engagements, das stets gewissen Kon-
junkturen unterlag, und blicken kritisch auf Inhalte und Akteur*innen. 
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Auch die sich wandelnden medialen Logiken werden  danach befragt, wie 
sie das öffentliche Auftreten von Historiker*innen beeinflussten. 

Einige Texte reichen über das engere Feld der Geschichtswissenschaft 
hinaus und blicken auch auf historisch argumentierende Politiker*innen 
und Aktivist*innen, Journalist*innen und Autor*innen, Vertreter*innen 
anderer Disziplinen oder Zeitzeug*innen. Denn auch sie können zum 
Kreis der Public Historians zählen, wenn sie in historischen Diskursen öf-
 fentlich agieren. Nur am Rande geht es hingegen um die bereits  an dern  - 
orts umfangreich dokumentierten Fachdiskussionen der Zunft, die von 
der Fischer-Kontroverse über den Historikerstreit bis hin zur Debatte über 
das Auswärtige Amt reichen, um stattdessen weniger vertraute Beispiele 
zu behandeln. Die deutsche Entwicklung wurde dabei bewusst in den 
Mit telpunkt gestellt.

Der Anlass für dieses Buch ist ein besonderer und eng mit diesem 
Thema verbunden: Es ist Martin Sabrow gewidmet, der wie kaum ein 
zweiter Historiker über sein wissenschaftliches Œuvre hinaus immer 
wieder auch in die Gesellschaft hineinwirkt – sei es über Interviews und 
Zeitungs beiträge, über politische Beratungen und Gespräche, die Be tei-
ligung an Ausstellungen oder Podien und natürlich über Vorträge, die 
sich an ein breites Publikum jenseits der akademischen Zunft richten. 
Denn obwohl er immer wieder betont, dass Historiker*innen nicht die 
Akteur*innen, sondern die Analyst*innen der Geschichte seien, greift er 
doch auch aktiv ein. Potsdam und Berlin sind nicht nur seine akademi-
sche Heimat, sondern zugleich Orte, an denen er regelmäßig die Debat-
ten zur Erinnerungs kultur mitprägt. Ob über das Erbe der Hohenzollern 
oder über die Zukunft der DDR-Erinnerung diskutiert wird – Martin 
Sabrow ergreift in der Öffentlichkeit immer wieder kritisch Stellung und 
befürwortet nicht selten unkonventionelle Lösungsansätze. So zum Bei-
spiel, wenn er die Zukunft der preußischen Garnisonkirche mit der des 
benachbarten  Mosaiks »Der Mensch bezwingt den Kosmos« am DDR-
Rechenzentrum verbindet und für ein Nebeneinander plädiert. 

Als Public Intellectual debattiert und publiziert Martin Sabrow in 
regio  nalen wie in internationalen Medien. Seit Jahrzehnten leitet er die 
»Helmstedter Universitätstage«, die im ehemaligen deutsch-deutschen 
Grenzgebiet jährlich aktuelle historische Themen verhandeln. Mit gro-
ßem Engagement wirkt Martin Sabrow zudem in zahlreichen Beiräten 
von führenden geschichtskulturellen Einrichtungen wie der Stiftung Haus 
der Geschichte, dem Deutschen Historischen Museum oder der Stiftung 
Brandenburgische Gedenkstätten. Er berät aber nicht nur Museen und 
Gedenkstätten, sondern auch die Politik. Zudem leitete er die sogenann-
te Sabrow-Kommission und wirkte an der Weiterentwicklung des Ge-
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denkstättenkonzeptes des Bundes mit, als Mitglied der Expertenkom-
mission zur Zukunft der Behörde des Bundesbeauftragten für die Unter-
lagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR (BStU) disku-
tierte er über deren Überführung bzw. Umwandlung, und als Experte im 
Beratungsgremium der Bundesbeauftragten für Kultur und Medien gibt 
er  Em pfehlungen für die Verteilung von Bundeskulturmitteln. Dabei in -
te res sieren ihn wissenschaftliche Anträge der Fachkol leg *innen oder Pro-
mo  tionsideen ebenso wie die Beiträge von Schü ler*innen im Geschichts-
wett bewerb des Bundespräsidenten. Immer wieder wird deut lich, dass er 
diese am liebsten direkt diskutieren würde. 

Da Martin Sabrow im Dezember 2021 als Professor für Neueste Ge-
schichte und Zeitgeschichte an der Humboldt-Universität zu Berlin und 
als Direktor des Leibniz-Zentrums für Zeithistorische Forschung Potsdam 
(ZZF) in den Ruhestand geht, widmen wir ihm diese Sonder ausgabe des 
von ihm ins Leben gerufenen Potsdamer Almanachs zur Zeitgeschichte. 
Alle Beiträge stammen von Kolleg*innen des ZZF, mit dessen Geschich-
te Martin Sabrows akademische Vita eng verbunden ist. 1993 hatte er als 
Studienrat am Berliner Rathenau-Gymnasium gerade frisch über den 
Mord an Walther Rathenau promoviert, als er als wissenschaftlicher Mit-
arbeiter in Potsdam seine Arbeit aufnahm. Über seine Habilitationsschrift 
zur DDR-Geschichtswissenschaft hinaus entwickelte er gemeinsam mit 
seinen ZZF-Kolleg*innen am Neuen Markt neue  Impulse für die Erfor-
schung der Geschichte der DDR und des Kommunismus. Es war wohl 
auch das harte, öffentliche Ringen um diese Vergangenheit, das Martin 
Sabrow dazu veranlasste, sich stets auch mit der Präsenz von Geschichte 
in der Gegenwart zu beschäftigen. Die histo rische »Meta-Reflex ion« wur-
de zu einem seiner Leitbegriffe. 

Ende 2004 übernahm Martin Sabrow die Leitung des ZZF – zunächst 
zusammen mit dem bisherigen Direktor Konrad H. Jarausch, dann einige 
Jahre alleine und schließlich seit 2011 gemeinsam mit Frank Bösch.  Martin 
Sabrow leitete das Institut dabei in einer entscheidenden Phase, im Über-
gang von der projektförmigen DFG-Finanzierung hin zum Bund-Länder- 
finanzierten Leibniz-Institut. Damit konturierte er maßgeblich die in-
haltlichen Schwerpunkte sowie den Aufbau der Forschungs abtei lungen 
und gewann Wissenschaftler*innen, die bis heute die Arbeit des Instituts 
prägen. Er meisterte sowohl die thematische Erweiterung der DDR-For-
schung auf die deutsche Geschichte im europäischen Kontext  als auch die 
räumliche Expansion des anfangs sehr beengten Instituts gebäudes. 

Martin Sabrow ist ein Direktor, der häufig das beratende Gespräch 
sucht. So richtete er verschiedene Gremien zum Austausch mit den Mit-
arbeiter*innen ein, wie sie kaum an anderen Instituten bestehen. Er scheut 
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keine Diskussionen und hört sich stets mit großer Geduld auch Gegen-
positionen an, um seine Entscheidungen abzuwägen. Entsprechend hielt 
er auch am Prinzip der Doppelspitze fest, die dieses Ringen um die bes-
ten Entscheidungen im Konsens institutionalisierte. Sein Medium der 
persönlichen Kommunikation ist dabei besonders das Telefon, vorzugs-
weise aus dem Auto, wenn er mit entspannter Beschleunigung zum näch-
sten Vortrag eilt. Im Unterschied zu anderen Kolleg*innen macht Martin 
Sabrow keinen Bogen um Verwaltungssitzungen. Vor allem in der Leib-
niz-Gemeinschaft engagiert er sich vielfältig, sei es in der geisteswissen-
schaftlichen Sektion oder bei Grundsatzfragen im Austausch mit dem 
Präsidium. Dass er maßgeblich den Leibniz-Forschungsverbund »Histo-
rische Authentizität« aufbaute und leitete, unterstreicht dieses Engage-
ment, das nun mit dem neuen Leibniz-Forschungsverbund zum »Wert der 
Vergangenheit« fortgesetzt wird. 

Am Institut und in der Öffentlichkeit wirkt er vor allem durch kluge 
Interventionen, sei es bei internen Vorträgen im Kolloquium oder bei 
öffentlichen Debatten. Seine eigenen Forschungsschwerpunkte, die Ge-
schichte der Weimarer Republik und der DDR sowie der Wandel der 
Geschichtswissenschaft und der Geschichtskultur, prägte er mit neuen, 
viel zitierten Begriffen. Seine Sprache bleibt in Wort und Schrift elegant 
und präzise. Oft spürt man beim Lesen seine Begeisterung für die Lite ratur. 
Entsprechend wurde seine Biographie über den jungen Erich  Honecker 
mit dem Golo Mann-Preis ausgezeichnet, der wissenschaft liche Werke 
würdigt, die nicht nur einen substanziellen Beitrag zur geschichts-
wissenschaftlichen Forschung leisten, sondern deren Stil zugleich literari-
sche Ansprüche erfüllt.

Seit über einer Dekade ist Martin Sabrow Professor für Neueste Ge-
schichte und Zeitgeschichte an der Humboldt-Universität zu Berlin. In 
analogen Zeiten begann die Lehrstuhlrunde oft mit einer gekonnt vorge-
tragenen Anekdote – direkt aus dem Alltag gegriffen und stets mit einem 
Augenzwinkern erzählt, dienten sie Martin Sabrow als Ausgangspunkt, 
um über die Präsenz des Vergangenen in der Gegenwart zu sprechen. Mal 
war es eine Statue auf dem Weg vom Tiergarten zum Institut, mal ein 
Artikel im Tagesspiegel, der einen willkommenen Anlass bot, in vertrau ter, 
kleiner Runde und stets bei Tee und Kuchen über unsere  Ge schichtskultur 
zu reflektieren. Mochte der Alltag zwischen Universität und Institut auch 
noch so hektisch sein, für dieses »Impulsreferat« mit anschließender Dis-
kussion war immer Zeit – musste immer Zeit sein, auch wenn vor dem 
Büro schon viele Gäste unruhig auf ihren Gesprächstermin warteten. Oft 
bildete das wöchentliche »Fundstück« dann den Auftakt seines Seminars. 
Denn stets sollten die Studierenden sehen: Ein Blick in die Vergangen-
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heit kann uns helfen, die Gegenwart besser zu verstehen. Aus den Alltags-
beobachtungen schöpft Martin Sabrow seine Inspiration und seine Fra-
gen an die Geschichte. Wenn er verschmitzt von ihnen berichtet und sie 
wortgewaltig analysiert, dann wird seine Leidenschaft für das eigene Tun 
sofort deutlich. Dabei ist es ihm wichtig, möglichst die kritische Mei-
nung von allen Lehrstuhl- und Instituts- Ange hörigen zu seinen Gedan-
ken zu hören – unabhängig von Alter und Status. 

Wenn man liebt, was man tut, und der Beruf zugleich Berufung ist, 
dann lässt einen die Geschichte auch nach Feierabend nicht los. Dann 
führt die Urlaubsreise ganz zufällig in die frühere Heimat Honeckers 
und der Wochenendausflug zu dessen einstigem Jagdgebiet. Genau diese 
Recherchen sind es wiederum, die seine Publikationen auszeichnen und 
dafür sorgen, dass sie sich teils so spannend wie ein Krimi lesen: Welchen 
Film sah Honecker, bevor er im Februar 1934 von der Gestapo vor der 
»Lichtburg« in Essen verhaftet wurde, und warum erfolgte deren Zugriff 
ausgerechnet dort? Wohin ging er, nachdem er am 6. März 1945 zu sam-
men mit Erich Hanke aus der Gefangenschaft hatte fliehen können? 
Und wer genau war diese Charlotte Schanuel, bei der er sich versteckt? 
Zur Beantwortung solcher Fragen wurden alte Adressbücher und Zeitun-
gen gewälzt, Standesämter in ganz Berlin ab telefoniert, Dorfchronisten 
kontaktiert oder auf dem Fahrrad eine Wegstrecke rekonstruiert und da-
bei die Zeit gestoppt. Dabei geht es Martin Sabrow nicht darum, der Er-
eignisgeschichte noch ein winziges Detail hinzuzufügen. Ihm geht es viel-
mehr darum, die Sinnwelt seiner Protagonisten, die er rekonstruieren 
will, ihr Denken und Handeln, ihr »biographisches Gepäck« besser ver-
stehen zu können – seien es die Verschwörer gegen Rathenau, die Histo-
riker an der Akademie der Wissenschaften der DDR oder der junge Erich 
Honecker. Martin Sabrow sucht sich seine Themen als empathischer Zeit-
genosse und neugieriger Beobachter, unbeirrt von Trends und Antrags-
logiken.

Ein ganz besonderes Interesse gilt dabei Berlin. Die reichhaltige  Ge - 
schichts- und Erinnerungslandschaft der deutschen Hauptstadt hat den 
gebürtigen Kieler stets begeistert und nach dem Studium in Marburg 
zum Referendariat nach West-Berlin gelockt. Schon 1981 wirkte Martin 
Sabrow an der legendären Preußen-Ausstellung im Martin- Gropius-Bau 
mit, die den Anfang des Memory Booms in Berlin und darüber hinaus 
begründete. Zudem engagierte er sich im Berliner Gedenk tafelprogramm 
und trug auf diese Weise selbst dazu bei, die Berliner Erinnerungsland-
schaft um historische Markierungen zu erweitern. In eigenen Zeitungs-
beiträgen stritt er über die Benennung Berliner Straßen, wobei er sich 
meist für den Erhalt und die historische Kontextualisierung problemati-
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scher Straßennamen einsetzte, um die Berliner*innen für ihre schwierige 
Vergangenheit zu sensibilisieren. Auch hier gilt, dass es  Martin Sabrow vor 
allem um die Debatte geht. Das engagierte Ringen um die Erinnerung 
bewertet er als eine wichtige Errungenschaft unserer demo kra tischen 
Geschichtskultur. Dabei betont Martin Sabrow jedoch stets die prinzipi-
ellen Unterschiede zwischen Geschichtskultur, Geschichts politik und 
Geschichtswissenschaft. So sehr sich die Sphären gegenseitig stimulieren, 
beharrt er zugleich auf der Autonomie der Geschichtswissenschaft, die 
frei von politischer Beeinflussung sein sollte. Die Freiheit der Wissen-
schaft ist für Martin Sabrow das höchste Gut, für das er wie zu letzt im 
Hohenzollernstreit stets öffentlich eintritt. 

Sein Wirken als Historiker in der Öffentlichkeit trug mit dazu bei, 
dass er entscheidend an der Institutionalisierung der Public History in 
Deutschland beteiligt war. Im Winter 2005 entwickelte er zusammen mit 
Paul Nolte die Idee, an der Freien Universität Berlin in enger Kooperation 
mit dem ZZF den ersten Public History-Studiengang an einer deutschen 
Universität einzurichten. Der Masterstudiengang, der zum Wintersemester 
2008 /09 aufgenommen werden konnte, entwickelte sich zu einem ein-
zigartigen Erfolgsmodell und inspirierte inzwischen weitere Universitäten 
an verschiedenen Standorten. Berlin und Potsdam sind jedoch auf ganz 
besondere Weise prädestiniert, um sich mit Fragen der Public History 
auseinanderzusetzen. An kaum einem anderen Ort wird so eifrig über 
Geschichte debattiert. Es ist daher kein Zufall, dass Berlin und Potsdam 
die beiden wichtigsten Wirkungsstätten von Martin Sabrow sind. Als 
überzeugter Public Historian hat er der Public History in Deutschland 
zum Durchbruch verholfen. Nicht zuletzt deshalb ist ihm dieses Buch* 
über Public Historians gewidmet.

*   Wir danken Christin Haubenreißer, Josephine Eckert, Carolin Kulling, Judith 
Koettnitz, Beate Schiller und Lars Hübner für die Unterstützung beim Lektorat 
dieses Bandes.
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Public Historians

 Geschichtswissenschaft seit 1945

Im Jahr 1959 ging der WDR auf die Suche nach Historikern, die bei der 
14-teiligen Fernseh-Dokumentation Das Dritte Reich mitwirken könn-
ten. Trotz hoher Honorare wurde der Sender kaum fündig. Ein Wissen-
schaftler weigerte sich etwa, ein Thema wie die Gleichschaltung der 
Uni versitäten in zwei bis drei Minuten abzuhandeln, und verlangte min-
destens eine Viertelstunde Sendezeit für sein Statement. Auch eine Fach-
beratung der Sendereihe wollten die damaligen Doyens der Zeitgeschichte 
nicht übernehmen und empfahlen stattdessen den 29-jährigen Tübinger 
Zeithistoriker und Hans Rothfels-Schüler Waldemar Besson, der »kürz-
lich an der Universität Tübingen eine ›Geschichte des Dritten Reiches‹ 
gelesen« habe, also eine Vorlesung dazu abhielt.1 Besson sagte zu und be-
teiligte sich am Drehbuch, der Begleitung der öffentlichen Reaktionen 
und an der internationalen Präsentation der Serie.

Das Beispiel verdeutlicht das komplexe Verhältnis zwischen der dama-
ligen Geschichtswissenschaft und der Medienöffentlichkeit. Biographi-
sche Befangenheiten dürften nach 1945 zu Absagen geführt haben, eben-
so die kulturkritische Distanz vieler Geschichtsprofessoren zum damals 
neuen Medium Fernsehen. Denn es erforderte Kommunikations regeln, 
die für die damaligen Wissenschaftler ungewöhnlich waren, schränkte die 
Kontrolle über den Kontext und die Auswahl ihrer Worte ein und sprach 
ein vielschichtiges Publikum an. Das Beispiel von 1959 zeigt zudem, dass 
Public History nicht allein die Verbreitung erforschten Wissens bedeutet. 
Vielmehr trug das Fernsehen in diesem Fall Fragen und Themen an die 
Historiker heran, die sie bisher kaum bearbeitet  hatten, was mitunter 
verunsicherte oder neue Forschungen anstieß.2 Markant war die genera-
tionsspezifische Reaktion: Mit Besson trat eine jüngere Generation her-
vor, die sich über ein neues Medium öffentlich und im Fach positionier-
te. Dies konnte ihre Position im historischen Feld be einflussen. Besson 
erhielt rasch Rufe und reüssierte als Autor zahlreicher Presseartikel und 
historischer Bücher. Seine Prominenz und Me dien expertise wuchs so 
sehr, dass er 1971 öffentlich als CDU-Kandidat für die ZDF-Intendanz 



18

galt.3 Dies deutet an, dass der Weg in die Öffentlichkeit auch aus der 
akademischen Zunft herausführen konnte, was einigen als Chance, vielen 
eher als Risiko erschien.

Der folgende Beitrag geht der Frage nach, wie sich Historikerinnen 
und Historiker seit 1945 in der Öffentlichkeit positionierten und  politisch 
intervenierten. Er fragt, wie historische Einschnitte das jewei lige öffent-
liche und politische Engagement beeinflussten – sei es der Nationalsozia-
lismus, die 68er-Proteste, die Neue Ostpolitik, die deutsche Einheit 1990 
oder die Migrationsdebatte ab 2015. Auf diese Weise sollen auch die Struk-
tur, das Selbstverständnis und öffentliche Bild der  Historikerzunft im 
Medienwandel verhandelt werden. Bereits die Tat sache, dass lange fast nur 
Männer als Public Historians auftraten, wirft die Frage auf, wer sprach 
und wer Gehör fand. Dabei verzichtet dieser  Artikel bewusst auf eine 
erneute Rekapitulation der bekannten öffent lichen Geschichtskon tro-
versen, die von der Fischer-Kontroverse über den Historikerstreit von 
1986 bis hin zur Debatte um die Studie zur NS-Vergangenheit des Aus-
wärtigen Amtes reichen und bereits vielfach dargestellt wurden.4 Statt-
dessen richtet sich der Fokus auf den weniger bekannten Wandel gesell-
schaftlicher und politischer Positionierungen von Historiker*innen jenseits 
von Hörsaal und Fachkommunikation. 

Das öffentliche Agieren von Historiker*innen ist kein Phänomen der 
Zeitgeschichte. Bereits in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts traten 
bekanntlich viele renommierte Historiker engagiert in öffentlichen  Foren 
auf, sei es in politischen Gremien, der tagespolitischen Publizistik oder 
durch Vorträge vor einem breiten Publikum. Historiker wie Heinrich 
Sybel oder Johann Gustav Droysen saßen bereits in der Frankfurter 
 Nationalversammlung 1848 /49, Heinrich von Treitschke oder Theodor 
Mommsen im kaiserzeitlichen Reichstag. Sie positionierten sich öffent-
lich über ihre Forschungsgebiete hinaus und nicht nur beim Antisemitis-
musstreit 1879 /80 auch gegeneinander. Zahlreiche Historiker setzten aus 
ihren Fachgebieten heraus öffentliche, politische Akzente – etwa Gustav 
Schmoller in der Sozialpolitik oder Hans Delbrück zu militärischen 
 Fragen wie der Flottenaufrüstung.5 In der Weimarer Republik führten viele 
Historiker dieses Engagement fort, sei es im Kampf gegen die »Kriegs-
schuldlüge« oder als »Vernunftrepublikaner« für die Demokratie. Die Fi-
gur des öffentlich intervenierenden Historikers war damit früh zeitig aus-
gebildet. Bereits in den 1950er Jahren reflektierte die Geschichts wissenschaft 



19

die öffentliche Rolle der kaiserzeitlichen Historiker. Diese im Kaiserreich 
sozialisierten Väter der Zunft dürften auch das Selbst verständnis und 
Selbstbewusstsein jener Historiker geprägt haben, die in der frühen Bun-
desrepublik als führende Köpfe der Zunft galten.6

Allerdings knüpften nach 1945 nur wenige Historiker an diese inter ve-
nierende Rolle an. Bekannte Geschichtsprofessoren fanden sich weder im 
Bundestag, noch traten sie bei den großen Debatten der Ära Adenauer als 
Kritiker hervor, etwa zur Wiederbewaffnung, Westbindung oder zur 
Ausgestaltung der Demokratie. Die nationalsozialistische Vergangenheit 
vieler Wissenschaftler trug sicher dazu bei, dass manche die Öffentlich-
keit eher scheuten und sich auf die akademische Öffentlichkeit beschränk-
ten. Wenngleich nur eine Minderheit Hitler und die NSDAP euphorisch 
öffentlich unterstützt hatte (wie Gustav Adolf Rein, Günther Franz, 
Wilhelm Mommsen oder Herbert Grundmann) oder sich durch Denk-
schriften dem Regime angedient hatte,7 führte ihre angepasste Haltung 
vor 1945 nun zu einer gewissen Zurückhaltung.

Einflussreiche demokratische Historiker, die wie Hajo Holborn oder 
Hans Rosenberg emigrieren mussten, kehrten nach 1945 nicht nach 
Deutsch land zurück und fehlten als mögliche kritische Wortführer im 
Wiederaufbau. Es ist bezeichnend, dass in Axel Schildts umfangreicher 
Studie über »Medienintellektuelle« der 1950 /60er Jahre so gut wie keine 
Historiker*innen aufgeführt werden.8 Die neuen intellektuellen Leit figu-
ren, die über Rundfunk und Publizistik Akzente setzten, kamen eher aus 
der Soziologie (wie Theodor Adorno oder Helmut Schelsky) oder der sich 
formierenden Politikwissenschaft (wie Theodor Eschenburg oder Ernst 
Fraenkel). Dagegen sagte ein einflussreicher Historiker wie  Theodor 
Schieder öffentliche politische Veranstaltungen oft ab – sogar eine Podi-
ums  diskussion mit Außenminister Heinrich von Brentano 1959. Hier 
zeigte sich eine elitäre Distanz zum politischen »Massenmarkt«. Eine »sach-
liche Argumentation« in der Öffentlichkeit, so Schieder, sei nicht mög-
lich; Gespräche im kleinen Kreis mit Politikern oder auch politische Vor-
träge in der Provinz sagte Schieder hingegen zu.9

Dennoch agierten einzelne führende konservative Historiker, wie 
 Ger hard Ritter oder Werner Conze, durchaus auch in politischen Kon-
texten öffentlich. Ritter appellierte bereits bei seiner Rede auf dem ersten 
Historikertag der Nachkriegszeit 1949 an die »politische Verantwortung 
des Historikers«, wobei er das öffentliche Auftreten in  München als »Wag-
nis« umriss.10 Um die Nationalidentität zu stärken, trat er für ein positi-
ves Bismarck-Bild ein, was den ersten Reichskanzler von Hitlers Herrschaft 
abgrenzen sollte.11 Generell stand Bismarcks Biographie im Zentrum der 
Medien der 1950er Jahre und bildete so einen Nukleus für öffentliche Posi-
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tionierungen von Historikern.12 Ritter unter stützte darüber hinaus früh-
zeitig einen deutschen Verteidigungsbeitrag, weshalb ihn die »Dienststel-
le Blank« bereits 1954 als Sachverständigen konsultierte. Vier Jahre später 
unterstützte er eine Ausstattung der Bundes wehr mit Atomwaffen.13 
Da bei fiel es Ritter schwer, mit der zum Teil harten, öffentlichen Kritik 
an ihm umzugehen, die insbesondere nach seiner Veröffentlichung von 
Hitlers Tischgesprächen in der Illustrierten Quick spürbar wurde. 1954 
schrieb er Theodor Schieder: 

[…] der neue Historiker sitzt niemals unter einer Glasglocke, sondern 
muß durch Wind und Wetter der Zeit marschieren. Das bedeutet im 
Zeitalter der Massendemokratie, daß er ununterbrochen durch Dreck-
pfützen watet, die ihn bespritzen. Um das zu überstehen, dazu gehört 
ein dicker Gummimantel von Wurstigkeit und guter Humor.14 

Der »Gummimantel« gegen den Dreck der »Massendemokratie« unter-
strich das elitäre Selbstverständnis.

Explizit politisch und anti-kommunistisch trat auch Werner Conze 
 zunehmend auf. So sprach er als Redner bei CDU-Versammlungen und 
auf dem CDU-Bundesparteitag 1956 über »Die Ziele und Methoden  der 
sow  jetischen Politik«.15 Hier warnte er vor einer »unbekümmerten Sicher-
heit« gegenüber dem Bolschewismus: »der Feind wird nicht erkannt und 
ist nicht bekannt«, weshalb es eines jeden Pflicht sei, sich mit ihm ver-
traut zu machen.16 Vor der Gefahr des Kommunismus warnte Conze 
auch in seiner Bonner Rede 1959 zum 17. Juni, die in der FAZ sowie als 
Buch mit einem Vorwort von Konrad Adenauer erschien.17 Vier Jahre 
zuvor hatte bereits Gerhard Ritter in seiner Rede zum 17. Juni im Bun-
deshaus einen ähnlichen Ton angeschlagen. Ebenso engagierte sich Con-
ze in Vereini gun gen wie dem anti-kommunistischen »Kuratorium unteil-
bares Deutsch  land«, organisierte Feierlichkeiten zum 17. Juni und un - 
terstützte die  Ar beit der »Gesellschaft Deutschland-Sowjetunion« ab 1965. 
Sein Biograf Jan Dunkhase kam daher zu dem Schluss, dass Conze ein 
national geschichtliches Wirken in die breite Öffentlichkeit wichtiger war 
als  geschichtstheoretische Impulse.18 

Eher vorsichtig und schrittweise suchte dagegen der Exilant Hans 
Rothfels den Weg in die Öffentlichkeit, obgleich auch er zu den Schlüssel-
figuren der damaligen Zunft zählte. Bismarck blieb, neben der Würdi-
gung des konservativen Widerstands, auch bei ihm ein wichtiger Bezugs-
punkt seines öffentlichen Wirkens. In seiner Rede zum 150. Geburtstag 
Bismarcks deutete er 1965 im Bundestag an, dass Bismarck und seine Zeit 
»eine nationale Gemeinschaftsform, frei von Hybris und Arroganz«,19 
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gewesen seien. Ebenso unterstützte Rothfels den Kurs von Adenauers 
Westbindung. Öffentliche Würdigungen schrieben Rothfels das Ver-
dienst zu, durch seine Arbeiten zum Widerstand die Kollektivschuld these 
sowie die Ahnenreihe »von Bismarck bis Hitler« widerlegt zu  haben, wo-
durch er zur Rehabilitierung und Identitätsbildung der Deutschen beige-
tragen habe.20 Dies unterstrich, was der aufgrund jüdischer Vorfahren 
ausgegrenzte Historiker nicht ansprach, nämlich anklagende Hinweise 
auf die damaligen Verfolgungen.

Nur wenige Historiker schrieben in der Ära Adenauer regelmäßig oder 
gar kritisch in der Tagespresse. Ausnahmen waren etwa der Kieler Profes-
sor Michael Freund, der der SPD nahe stand,21 und Golo Mann, der frei-
lich erst 1960 eine Professur erhielt. Golo Mann hatte nicht nur als Sohn 
eines großen Schriftstellers einen Sonderstatus, sondern auch durch sei - 
nen aktiven Kampf gegen den Nationalsozialismus im Exil. Bis 1954 
schrieb er regelmäßig in der Schweizer Weltwoche Kommentare zum 
 Zeit  ge  schehen, etwa zur deutschen Außenpolitik oder zur Vereinigung 
Deutschlands und Europas, dann besonders im Monat, im Merkur und 
in der Zeit.22 Später nahm er Rezensionen wie zu einem neuen Buch von 
Arthur Schlesinger zum Anlass, sich zu aktuellen Fragen wie dem Viet-
namkrieg zu positionieren.23 Eine vergleichbare Rolle wie der US-Histo-
riker Arthur Schlesinger oder gar Henry Kissinger als Public Intellectuals, 
die von Professuren in die Beraterstäbe der Präsidenten wechselten, nahm 
in der Ära Adenauer kein Historiker ein. Nur einzelne habilitierte Histo-
riker, wie Gerhard Stoltenberg, wagten jung den vollständigen Wechsel 
in die Politik. 

Um 1960 kündigte sich sowohl in der Geschichtswissenschaft als auch im 
Geschichtsjournalismus ein Generationswechsel an, der gerade die Zeit-
geschichte neu und kritischer im öffentlichen Raum verankerte. Nun 
rückten frisch promovierte Historiker in journalistische Positionen, die 
historische Themen setzten und die Fachwelt zu öffentlichen Reaktionen 
antrieben und provozierten.24 Der Rothfels-Schüler Theo Sommer för-
derte etwa ab 1958 bei der Zeit Artikel zur Geschichte.25 In der Süd-
deutschen Zeitung trat ab 1960 der promovierte Redakteur Albert Wucher 
hervor, etwa mit der siebenteiligen Artikelserie »Eichmanns gab es viele – 
Ein Dokumentarbericht über die ›Endlösung‹ der Judenfrage«. Vor allem 
der Spiegel setzte nun kritische zeithistorische Akzente. Das galt für die 
Artikel zur Neubewertung des Reichstagsbrandes 193326 ebenso wie etwa 
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für die lange Serie über die Geschichte der SS von Spiegel-Redakteur 
Heinz Höhne, die 1967 ebenfalls als Monographie erschien.27 Auch der 
damalige Rundfunkjournalist Joachim Fest publizierte seine RIAS-Reihe 
über die NS-Führungselite 1963 unter dem Titel Das Gesicht des Dritten 
Reiches und legte damit den Grundstein für seine Karriere als »Zeit his to-
rikerjournalist«, die in seiner Hitler-Biographie 1973 den Höhepunkt er-
reichte. 

Im Fernsehen markierte die eingangs zitierte 14-teilige Serie Das Dritte 
Reich den Übergang zu einer Public History durch historisch arbeitende 
Journalist*innen, die die universitären Historiker zu öffentlichen Re ak-
tionen herausforderten. Auch Gerichtsprozesse, wie insbesondere der 
Frank furter Auschwitz-Prozess, zwangen die Historiker an den Universi-
täten dazu, sich öffentlich mit einer Expertise zu positionieren, die sie sich 
meist extra dafür aneignen mussten.28 Zudem spitzten Journalist*innen, 
um geschichtspolitische Debatten zu forcieren, kritische Befunde von 
Historikern zu, etwa bei Fritz Fischers Buch Griff nach der Weltmacht, das 
die Zeit mit dem Wort »Alleinschuld« versah. Die Fischer-Debatte war 
dabei auch ein politischer Konflikt, der die Stellung der Historiker zur 
Nation und zur nationalen Meistererzählung im Zuge der einsetzenden 
Liberalisierung verhandelte.29

Tatsächlich sorgten die journalistischen Impulse für eine neue Medien-
präsenz der Fachhistoriker. Selbst im Fernsehen diskutierten sie nun über 
die Ursprünge des Ersten Weltkriegs oder kommentierten »Bismarcks 
Erbe« (WDR 1965).30 Dabei betrat in den 1960er Jahren eine ebenfalls um 
1930 geborene Generation kritischer Historiker die öffentliche  Bühne.31 
Hans Mommsen (Jg. 1930) positionierte sich seit seiner Replik auf die 
Spiegel-Artikel zum Reichstagsbrand regelmäßig im Spiegel und in der 
Zeit zu zeithistorischen Fragen. Immanuel Geiss (Jg. 1931) fand mit seiner 
Dissertation über den polnischen Grenzstreifen und die deutschen Ost-
pläne im Ersten Weltkrieg große öffentliche Aufmerksamkeit.32 Auch 
öffentlich erfolgreiche Studien von ausländischen Historikern, wie Saul 
Friedländers (Jg. 1932) Buch über Papst Pius XII. und den Nationalsozia-
lismus, forderten die deutschen Medien und Geschichtsprofessoren  her - 
aus, sich zur Rolle der Kirchen in der NS-Zeit zu positionieren.33 Oft 
verrissen Historiker und Journalisten ausländische Deutungen des Natio-
nalsozialismus – wie jene von William Shirer – als »Gruselgeschichte des 
Dritten Reiches«,34 um ihre Hoheit über die Deutung der nationalen Iden-
tität zu wahren.

Die Politisierung und Polarisierung der Öffentlichkeit forderten die 
Geschichtswissenschaft ebenfalls heraus. Die Spiegel-Affäre 1962, die als ein 
Auftakt für die akademische Politisierung gilt, ließ auch die  Histo riker 
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nicht unbeeinflusst. Gerhard Ritter etwa stellte sich hier auf Strauß’ Seite: 
Er verurteilte »den politischen Nihilismus der Sensationsblätter«, sah Ana-
logien zu 1933 und beklagte zugleich die aktuelle, poli tische »Führer losig-
keit« in einem FAZ-Leserbrief, auf den Karl Dietrich  Bracher  kritisch rea-
gierte.35 Bereits Anfang der 1960er Jahre hatten einzelne  Stu dent*innen 
die NS-Vergangenheit von Eliten kritisch thematisiert. Im Zuge der 68er- 
Bewegung trafen diese Vorwürfe nun auch kon ser vative Historiker. Sie 
sprengten etwa die Vorlesungen von Theodor Schieder und warfen ihm 
seine NS-Vergangenheit vor.36 Auch Werner Conze wurden von Stu dent-
*innen bei seiner Rektoratswahl 1970 anti semitische und völkische Zitate 
aus seinen früheren Schriften vorgehalten.37 Ebenso wurden die Vor le-
sun gen von Andreas Hillgruber in Freiburg und dann in Köln mehrfach 
gesprengt.38

Diese Konfrontation mit den medienwirksamen 68er-Protesten hatte 
unterschiedliche Auswirkungen auf das öffentliche Agieren von Histo-
rikern. Einige intervenierten nun gegen den geforderten Umbau der 
Hoch schulen, etwa im »Bund Freiheit der Wissenschaft« oder im »Mar-
burger Manifest« 1968. Dies mündete in einer kritischen Auseinanderset-
zung mit der sozialdemokratischen Bildungspolitik. Golo Mann,  Thomas 
Nipperdey und andere traten in den Medien auf. Mann polemisierte sogar 
im Eröffnungsvortrag auf dem Historikertag 1972 gegen die an gestrebten 
Hessischen Rahmenrichtlinien, die zum umkämpften Symbol des sozial-
demokratischen Bildungsumbaus wurden.39 Die 68er-Proteste sorgten bei 
anderen Wissenschaftlern dafür, dass sie die Öffentlichkeit angesichts 
der Angriffe mieden. Bei jüngeren Historiker*innen ging der Wandel der 
Öffentlichkeit jedoch eher mit einem verstärkten, politischen Engage-
ment einher, sei es im Kontext der sozialliberalen Reformen ab 1969 oder 
gerade gegen diesen Reformgeist. 

Die 68er-Proteste und der Regierungswechsel von 1969 sortierten die öf-
fentlichen, politischen Positionen vieler Professoren neu und ließen sie 
deutlicher hervortreten.40 Während die Geschichtsprofessoren bislang 
ganz überwiegend konservativ oder (national)liberal ausgerichtet waren 
und sozialdemokratische Historiker wie Georg Eckert eher Ausnahmen 
blieben, unterstützte nun eine jüngere, um 1930 geborene Generation 
offen den Kurs der SPD. Zu diesem Kreis zählten etwa Eberhard Jäckel, 
Hans-Ulrich Wehler, Hans Mommsen, Jürgen Kocka, Helga Grebing oder 
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Heinrich August Winkler sowie der etwas ältere Golo Mann.41 Einzelne 
Brandt-Unterstützer*innen wurden zwar mit wachsendem Alter und in 
Abgrenzung zum linken Reformkurs wieder konservativer, aber markant 
blieb die Bereitschaft zur öffentlichen Intervention. Die Politisierung 
vieler Historiker und nun auch Historikerinnen ging zudem mit einer 
Polarisierung einher.

Dies zeigte sich besonders in der Auseinandersetzung um die Ost-
politik. Als Golo Mann Anfang der 1960er Jahre in der Presse gegen 
Adenauers Westpolitik und für eine Verständigung mit dem Osten ein-
trat, war er in der Historikerzunft noch ein einsamer Mahner.42 Teile der 
CDU / CSU, aber besonders die radikale Rechte verunglimpften ihn da-
für als »Verzichtler«, während die Medien und später auch Brandt ihn zu 
Gesprächen einluden.43 Karl Dietrich Erdmann hielt dagegen. Er forderte 
in einer Podiumsdiskussion mit Herbert Wehner 1967 auf dem Kirchen-
tag eine »Koexistenz« der beiden Staaten, die dem Augsburger Religions-
frieden von 1555 ähnele und etwa das Recht auf Auswanderung garan-
tiere.44 1972 erreichte die politische Positionierung der Zunft im Zuge 
der umkämpften Ostpolitik ein neues Ausmaß. Hans Mommsen, nun-
mehr etablierter Professor in Bochum, initiierte vor der Abstimmung im 
Bundestag eine Erklärung zugunsten von Brandts Ostpolitik, die immer-
hin 203 westdeutsche Historiker*innen und Politikwissenschaftler*innen 
unterzeichneten, darunter auch sieben Frauen sowie politisch und me-
thodisch recht unterschiedlich positionierte Kollegen wie Hans-Ulrich 
Wehler, Thomas Nipperdey, Hans Rothfels, Karl Dietrich Bracher oder 
Rudolf Vierhaus sowie zahlreiche Mitarbeiter des Instituts für Zeit-
geschichte. Der Text sprach von einer »historischen Entscheidung« und 
forderte die Bundestagsabgeordneten mit historischen Analogien zur 
Zeich  nung der Verträge auf: »Den ›Tatsachenmut‹, den Gustav Strese-
mann für die Politik von Weimar forderte, gilt es mehr denn je in einer 
Situation zu beweisen, von der die Geschichte lehrt, dass sich in ihr nur 
der bewährt, der mit dem Willen zur Zukunft die Last der Vergangenheit 
von sich abstreift«, hieß es hier.45

Diese Erklärung zur Ostpolitik legte zugleich eine neue politische Spal-
tung des Faches offen. Denn kurz darauf erschien in der Presse eine Ge-
generklärung von sieben konservativen Historikern, darunter Werner 
Conze, Hans Buchheim, Hans-Peter Schwarz und Richard Nürnberger. 
Sie richtete sich nicht explizit gegen die Ostverträge, sondern beklagte, 
dass »hier politische Parteinahme durch den Fachverstand bestimmter 
Disziplinen gerechtfertigt werden soll«. Ebenso bezweifelten die Auto-
ren, dass Historiker*innen »auf Grund ihrer wissenschaftlichen Zustän-
digkeit die historische Legitimation der dem Bundestag zur Ratifizierung 
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vor liegenden Ostverträge geben könnten«, denn »weder der Historiker  
noch der politische Wissenschaftler können dabei von ihrem Fach her 
 Richtigkeit oder Falschheit attestieren«.46 Karl Dietrich Erdmann und 
Theodor Schieder monierten zudem den Bekenntniszwang, weil dadurch 
Historiker in »Schafe und Böcke« eingeteilt würden, was die Zunft spalte. 
Mit Erdmann und Conze traten nun gerade jene Historiker gegen eine 
öffentliche, politische Positionierung durch historische Expertise ein, die 
zuvor zur Stützung von Adenauers antikommunistischem Kurs durchaus 
historische Argumente öffentlich eingebracht hatten – einige sogar im 
Nationalsozialismus. Noch klarer polemisierte der konservative Würz-
burger Geschichtsprofessor Hellmut Diwald gegen die Ostpolitik, die 
»das Selbstbestimmungsrecht der Völker« missachte, und legte bereits 1970 
eine umfangreiche historisch-politische Streitschrift dazu vor die Bis-
marcks Nationalstaat pries.47

Zudem engagierten sich auch konservative Historiker nun expliziter 
im politischen Raum. Karl Dietrich Erdmann kandidierte 1969 als stell-
vertretender Landesvorsitzender der CDU in Schleswig-Holstein, unter-
lag jedoch dem 25-jährigen Uwe Barschel.48 Werner Conze unterstützte 
1972 eine Gruppe von 92 Professoren, die bei der Wahl in Baden-Würt-
temberg für die CDU eintraten, besonders aus bildungs politischen Mo-
tiven.49 Theodor Schieder lehnte zwar eine Unterschrift zu den unter-
schiedlichen Aufrufen ab, hielt aber selbst in der Provinz viele Vorträge, 
in denen er seine Skepsis gegenüber der Ostpolitik äußerte.50 Einige der 
zunächst sozialliberalen Historiker rückten zunehmend nach rechts, auch 
in Abgrenzung zu linksradikalen Studierenden. So warf Golo Mann der 
sozialliberalen Bundesregierung in zahllosen Artikeln zunehmend Versa-
gen und Verharmlosung im Kampf gegen den Terrorismus vor und un-
terstützte dann 1980 den Kanzlerkandidaten Franz Josef Strauß.51

Die »deutsche Frage« blieb auch in den folgenden Jahren ein wichtiges 
Thema dieser Public Historians. Während Werner Conze weiter die Ein-
heit der Nation verteidigte, diagnostizierte sein früherer Assistent Hans 
Mommsen in der Zeit eine »Bi-Nationalisierung beider Teile Deutsch-
lands.«52 Wilfried Loth, damals ein an der Freien Universität Berlin  leh ren- 
 der Geschichtsprofessor, betonte die Gefahren des Wiedervereinigungs-
diskurses 1984 und mahnte: »Wer eine Entwicklung in Richtung Wieder-
vereinigung empfiehlt, […] droht auch den einzigen Weg zu verbauen, 
der in absehbarer Zukunft überhaupt ein größeres Maß an Sicherheit vor 
einer atomaren Katastrophe verspricht.«53 

Anders argumentierten weitere konservative Historiker wie Andreas 
Hillgruber in der FAZ, der ausmachte, die Deutschen »mußten also im-
mer unterhalb des vom Selbstbestimmungsrecht her vertretbaren Ziels 
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blei ben oder sich der Gefahr aussetzen, zur Hegemonialmacht zu wer-
den, die die Gegenkräfte in Europa wachrief«.54 Die deutsche Nation 
erschien in diesem Interpretationsrahmen seit dem 19. Jahrhundert als 
Opfer ängstlicher Nachbarstaaten. Hillgrubers Nationsverständnis war 
sicherlich auch biographisch geprägt. Noch 1989 antwortete der in Ost-
preußen aufgewachsene Historiker in der FAZ auf die Frage »Ihr größter 
Traum vom Glück?« mit: »Ein Leben im deutsch gebliebenen Ostpreu-
ßen, in Königsberg«.55 

Sowohl die NS- und Kriegserfahrung als auch die deutsche Teilung 
politisierten diese jüngere Generation von Historiker*innen, die diese 
Zeit als Jugendliche erlebt, in der entstehenden Demokratie studiert und 
in den 1960 /70er Jahren ihre ersten Professuren erhalten hatten. Wie 
spätere Interviews mit ihnen deutlich machten, sahen besonders links-
liberale Historiker*innen ihre Zunft in einer besonderen gesellschaft-
lichen Verantwortung. Hans Mommsen betonte, die Geschichtswissen-
schaft »hat gerade nach den Erfahrungen der nationalsozialistischen 
Dik tatur und dem Scheitern der Weimarer Demokratie die Aufgabe, 
 einem Rückfall der deutschen politischen Kultur in autoritäre und natio-
nalistische Denkhaltungen durch historische Aufklärung entgegenzu-
treten«.56 Hans-Ulrich Wehler betonte, »Historiker sollten auch politisch 
zu den Positionen stehen, die sie in der Wissenschaft vertreten«,57 und 
»nicht schweigen, wie es ihre Eltern getan hätten«. In dem Sinne ver tei-
digte Wehler später sogar Treitschke, denn dieser »machte keinen Hehl 
aus seinen politischen Erkenntnisinteressen«.58 Der konservative Histo-
riker Michael Stürmer, der in den 1980er Jahren als Berater von Helmut 
Kohl und regelmäßig als Kolumnist aktiv war, betonte in der gleichen 
Interviewreihe nicht minder deutlich: »Die Geschichtswissenschaft ist 
eine politische Wissenschaft«.59 Etwas anders akzentuierte Heinrich  August 
Winkler das Verhältnis zwischen Wissenschaft und Politik: »Wenn ich in 
politische Auseinandersetzungen eingreife, tue ich es als Staats bürger, 
der, verglichen mit anderen, vielleicht ein paar Argumente mehr der Ge-
schichte entnimmt. Doch das ist ein politisches Engagement.«60 Bei allen 
politischen Differenzen einte diese Generation das Engagement, öffent-
lich (geschichts-)politische Positionen zu vertreten.

NS

Seit Ende der 1970er Jahre kam es zu einem Boom öffentlicher Ge schichts-
 darstellungen. Dabei rückte der Holocaust zunehmend ins Zentrum der 
Debatte, aber auch zahlreiche weitere Themen, bei denen es um eine 
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grund sätzliche Bewertung der deutschen Vergangenheit ging. Wieder setz-
ten Journalist*innen entscheidende Akzente, die Historiker*innen her-
ausforderten: seien es Joachim Fest und Sebastian Haffners erfolg reiche 
Werke zu Hitler oder das Fernsehen mit zahlreichen Dokumentationen 
und der erfolgreichen, fiktionalen Mini-Serie Holocaust. Zeit zeug*innen 
entwickelten sich dabei zu einer omnipräsenten, medialen Konkurrenz-
figur der Zeithistoriker*innen.61 Ähnlich wie bei der ersten medialen 
Geschichtswelle um 1960 förderte diese Konstellation Medienauftritte 
von Historikern und zunehmend auch Historikerinnen, selbst in Fernseh-
diskussionen und -dokus. Erneut betonten viele Historiker zwar, es sei 
alles längst erforscht und medial nur trivialisiert dargestellt. Tatsächlich 
setzte diese Public History jedoch auch eine Agenda für künftige For-
schungen seit dem Ende der 1970er Jahre.

Rechtsradikale Publikationen erhöhten den Druck auf Histori ker*in-
nen, sich öffentlich zu positionieren. Bereits Anfang der 1960er Jahre 
hatten die Publikationen des US-Historikers David L. Hoggan dafür ge-
sorgt, dass sich Historiker öffentlich gegen seine verklärende Deutung 
stellten, die Schuld am Zweiten Weltkrieg liege bei den Westalliierten.62 
Mit dem Anwachsen der Literatur der Holocaust-Leugner zur angeb lichen 
Kriegsschuld der Westalliierten und Hitler-Verklärung seit Ende der 
1970er Jahre nahm das öffentliche Bedürfnis zu, abgrenzende Aufklä-
rung zu betreiben.63 Welche Deutungen der deutschen Vergangenheit 
jeweils  öffentlich und wissenschaftlich noch als legitim galten, geriet im 
Generationswechsel um 1980 in Bewegung. Dies zeigte das Beispiel des 
Erlanger Geschichtsprofessors Hellmut Diwald, der im Fernsehen und in 
der Presse vielfältig medial präsent war. Mit dem ZDF hatte er 1977 sogar 
eine 13-teilige Serie zu großen Deutschen produziert, da, so der verant-
wortliche Fernsehhistoriker Wolfgang Venohr, die Geschichte an den 
Universitäten unter »starken neomarxistischen Einflüssen« verkümmere 
und »öd und entmenschlicht« geworden sei.64 Diwalds parallel dazu 
 publizierte Geschichte der Deutschen stieß nun jedoch durch ihre Rela-
tivierung der NS-Verbrechen auf harte öffentliche Kritik.65 Wie bei  spä - 
teren Debatten um die Publikationen von David Irving oder Karl-Heinz 
Weißmann entwickelte sich aus der Kritik an Diwald eine öffentliche 
Auseinandersetzung um die Quellenanalyse, die korrekte Zitation und 
den Nachweis von NS-Verbrechen.66 

Dieses neue öffentliche Ringen um eine Deutung des Nationalsozialis-
mus in den Jahren um 1980 bildete den Ausgangspunkt für den Historiker-
streit von 1986. Wenngleich dieser wissenschaftlich weitgehend als un-
ergiebig gilt, ist seine geschichtspolitische und erinnerungskulturelle Rolle 
unbestreitbar. So lässt sich am Beispiel des Historikerstreits in mehrfacher 
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Hinsicht das öffentliche und politische Engagement der Historiker aus-
machen. Er war eine politische Auseinandersetzung, bei der sich links-
liberale Historiker und Intellektuelle gegen die befürchtete konservative 
Wende positionierten, und insofern eine »Stellvertreter debatte«: Hier 
verhandelte die in den Jahren um 1930 geborene und zuvor politisierte 
Generation ihre Deutung der nationalen Identität, die stark von persön-
lichen Erfahrungen geprägt war.67 Wie zuvor gaben die Medien stark den 
Takt der Debatte an und leitende Journalisten agierten selbst  als Akteure 
in dem oft polemischen Gefecht, in dem um geschichtspolitischen und 
öffentlichen Einfluss gerungen wurde, was die Zunft in zwei Lager teilte.

Die späteren öffentlichen Debatten über die Wehrmachtsausstellung 
oder die Studie »Das Amt und die Vergangenheit« wiesen strukturelle 
Ähnlichkeiten zum Historikerstreit auf. Erneut kam es zu einem Zu-
sammenspiel bestimmter Journalisten und Historiker. Es ging zwar offi-
ziell um handwerkliche Fehler, aber zumindest ebenso sehr um eine un-
terschiedlich politisch gefärbte Deutung der Vergangenheit, wenn der 
Grad der aktiven Beteiligung der Wehrmacht und des Außenministe-
riums an NS-Verbrechen verhandelt wurde.68 Stärker noch als beim 
 His torikerstreit führte der Kampf um einzelne Quellenzitate (wie Noltes 
»Rattenkäfig« 1986) nunmehr jedoch zu weiterführenden und eher nüch-
ternen Forschungen, etwa zur Gewalt im Ostfeldzug oder zur Rolle der 
Ministerien im und nach dem Nationalsozialismus. Durch diese intensi-
vierte öffentliche Auseinandersetzung mit dem Nationalsozialismus be-
zogen in den 1990er Jahren mehr Historiker und Historikerinnen als 
Ex  pert*innen Position in den Medien. Die politische Dimension von 
Debatten flammte auch in späteren Kontroversen der 2010er Jahre auf, 
etwa als erneut öffentlich über die Kriegsschuld 1914 oder die koloniale 
Gewalt und den Rassismus gerungen wurde.

Die Historiker, die öffentlich Position bezogen und Gehör fanden,  waren 
in den ersten Nachkriegsjahrzehnten fast ausschließlich Männer. Denn 
auch die bundesdeutschen Geschichtsprofessuren waren lange fast nur 
männlich besetzt: 1964 erhielt erstmals eine Frau eine ordentliche Pro-
fessur im Fach Geschichte, und noch 1977 gab es nur 16 Geschichts-
professorinnen in der Bundesrepublik (4 ). Selbst in der DDR stieg der 
Anteil der Geschichtsprofessorinnen bis 1989 nur auf fünf Prozent, so dass 
die deutsche Einheit hier keinen gesamtdeutschen Wandel be scherte.69 
Dies bremste die Interventionsmöglichkeiten von Historiker innen, da die 
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Reputation einer Professur öffentliche Positionierungen grundsätzlich er-
leichterte. In den Sozialwissenschaften hatte sich da gegen schon früher ein 
Wandel abgezeichnet, wo einzelne Professorinnen wie Renate Mayntz, 
Elisabeth Noelle-Neumann oder Rita Süßmuth auch im öffentlichen 
und politischen Raum seit den 1960 /70er Jahren Akzente setzen konnten. 

Auch im Ausland erlangten Historikerinnen bereits früher eine öffent-
liche Sichtbarkeit, die mitunter bis in die bundesdeutsche Öffentlichkeit 
strahlte. Wenn die Medien Historikerinnen erwähnten, was selten der 
Fall war, kamen diese bis in die 1990er Jahre hinein meist aus an de ren 
Ländern. So zitierte der Spiegel 1985 eine brasilianische und 1991 eine ar-
gentinische Historikerin, um die dortige Kooperation von Kirche und 
Diktatur zu erklären.70 1985 erwähnte der Spiegel die Ost-Berliner Histo-
rikerin und Friedrich II.-Biographin Ingrid Mittenzwei an71 und 1998 die 
New Yorker Historikerin Marion Kaplan zur Holocaust- Forschung an.72 
Ein zumindest tendenziell ähnliches Bild ergibt eine Auswertung der 
Wochenzeitung Die Zeit. Das Blatt berichtete etwa über ausländische 
Historikerinnen, die vielbeachtete Werke zur britischen Appeasement-
Politik verfassten (Margaret George 1966)73, zum Ersten Weltkrieg (Bar-
bara Tuchmann 1963)74 oder über Europas Diktatoren (Elisabeth Wiske-
mann 1966).75 Die letztgenannten schrieben ihre Geschichtsbücher zwar 
oft als Publizistinnen ohne akademische Posten, da sie aber zu politischen 
Schlüsselthemen publizierten, erreichten sie eine große internationale 
Öffentlichkeit. In der Bundesrepublik wurden sie jedoch von männ-
lichen Lehrstuhlinhabern öffentlich bewertet, während eigene Leitartikel 
oder Interviews dieser Frauen weitgehend ausblieben. 

Auch Vertreterinnen der Geschlechtergeschichte betonten im Rück-
blick den sehr männlichen Charakter der großen Debatten bis in die 
1990er Jahre. Die männlichen Historiker hätten, so Hanna Schissler, nicht 
einmal wahrgenommen, dass es auch einen Historikerinnenstreit gege-
ben habe, bei dem 1989 insbesondere Gisela Bock und Claudia  Koonz die 
Handlungsräume von Frauen im NS debattierten.76 Ebenso bilanzierte 
Claudia Opitz-Belakhal, dass Historikerinnen öffentlich meist nur zu 
spezifisch frauengeschichtlichen Themen gehört worden seien.77 Neben 
der Diskriminierung von Frauen dürfte auch die Themenstruktur der 
medialen Öffentlichkeit dazu beigetragen haben, dass Historikerinnen in 
den 1980 /90er Jahren weniger Aufmerksamkeit fanden. Viele Frauen prä-
fe rierten neue, durchaus wegweisende Ansätze aus der Alltags- und Kul-
turgeschichte, auch, um so die Geschichte von Frauen sichtbarer zu ma-
chen.78 Die breitere Öffentlichkeit rezipierte dies wegen eines verengten 
Politikbegriffes jedoch kaum. Die von Historikerinnen auf gearbeitete All -
t agsgeschichte reduzierten Medien oft auf kuriose Befunde, besonders im 


